
von Seefahrern, das weltweit streng kon-
trolliert wird. Außerdem müssen alle phil -
ippinischen Seefahrer bei der staatlichen
Philippine Overseas Employment Orga-
nisation registriert sein, die Mindeststan-
dards festsetzt. Kein Mensch darf an Bord
eines Schiffs, der nicht entsprechend re-
gistriert und geschult ist, keine Reederei
kann diesen Kodex umgehen.
Das Regelwerk gibt es auch dank Mag-

saysay. Das Unternehmen gehört einer
der mächtigsten Familien der Philippinen.
Die Chefin Doris Magsaysay Ho macht
ihren Einfluss bei Bedarf direkt beim Prä-
sidenten Benigno Aquino geltend. Aller-
lei Privilegien hat sie den Seeleuten damit
verschafft, sei es eine kostenlose Gesund-
heitsversorgung, höhere Renten oder
steuerfreie Einkommen. 
Mit dem Geld versorgen sie oft die ge-

samte Familie. Rund 21 Milliarden Dollar
transferieren zehn Millionen Exilarbeiter
Jahr für Jahr in ihr Heimatland. Knapp
5 Milliarden Dollar tragen dazu allein die
Seefahrer bei, obwohl sie nur fünf Pro-
zent der Wanderarbeiter stellen.
„Wir sind das Rückgrat unserer Wirt-

schaft“, sagt Magsaysay-Manager Querol.

„Seefahrer zu sein ist kein Job, sondern
eine Karriere. Durch unsere Seeleute ent-
steht hier etwas wie eine Mittelschicht.“
Dass er mit dieser Einschätzung nicht

falsch liegt, ist im „Seamen’s Village“ zu
besichtigen, einer Siedlung in Cavite,
eineinhalb Autostunden südlich von Ma-
nila. Hier wohnen etwa 500 Familien, in
denen mindestens ein Mitglied zur See
fährt, teilweise schon seit Jahren. Sea-
men’s Village ist ein Dorf im Dorf, ein-
gezäunt und von Sicherheitspersonal be-
wacht. Für philippinische Verhältnisse
sind die Häuser groß und gutausgestattet,
in den Hofeinfahrten stehen SUVs und
Kleinbusse, die Gärten sind akkurat
 gepflegt. Die Community betreibt eine
eigene Schule und ein Kulturzentrum,
das gerade vergrößert wird, auch einen
eigenen Pool können die Bewohner
 nutzen.
Jamry Salazar ist einer der Männer,

die sich diesen Luxus leisten können. Er
arbeitet als Mechaniker auf einem Con-
tainerschiff, das gerade in Rotterdam
liegt. 2000 Dollar bekommt er im Monat,

eine astronomische Summe für philippi-
nische Verhältnisse. Dank des Gehalts
können seine Frau Nancy und die 16- und
19-jährigen Töchter hier im Dorf leben –
auch wenn der Preis hoch ist: „Wir neh-
men in Kauf, dass mein Mann nie da ist“,
sagt Nancy. Aber seit man auf den Schif-
fen auch mit Mobiltelefonen und Skype
kommunizieren könne, sei es erträglicher.
„Wenn er sieht, dass der Rechner ‚online‘
anzeigt, ich aber bei Skype nicht antwor-
te, will er immer gleich wissen, ob ich
wieder in der Mall shoppen war und Geld
ausgegeben habe“, scherzt sie.
Geht es nach Magsaysay-Manager

Querol, soll das Modell Seamen’s Village
auf den ganzen Philippinen Schule ma-
chen. Er träumt sogar davon, dass seine
Landsleute irgendwann nicht mehr nur
die Hilfskräfte sind, sondern auf den Brü-
cken der Schiffe kommandieren. 
Deshalb hat der Konzern ein eigenes

maritimes Institut gegründet, in dem
künftige Kapitäne und Chefingenieure
ausgebildet werden. Drei Jahre lang müs-
sen die Kadetten hier lernen, danach
schließt sich ein Jahr Praxis auf einem
Schiff an. Vergeben werden die Plätze in
einem strengen Auswahlprozess, aus-
schließlich an junge Menschen aus armen
Familien. Das Studium kostet nichts, be-
zahlt wird es von der staatlichen Entwick-
lungsbank. 5000 Bewerbungen gehen je-
des Jahr für die etwa 120 Plätze ein. 
Nereus Calma hat einen der begehrten

Plätze bekommen. Der 18-Jährige will In-
genieur werden und nimmt dafür aller-
hand in Kauf: Geweckt wird um 3.40 Uhr,
ab 4 Uhr ist eine Stunde Sport, danach
Körperpflege, ab 6 Uhr Frühstück, zwi-
schen 7 und 17 Uhr findet der Unterricht
statt. Lediglich um 13 Uhr ist eine Stunde
Mittagspause. Das Gelände darf außer
sonntags nicht verlassen werden, Handy
und Computer sind tabu. Geschlafen wird
in Achtbettzimmern, man ist stolz darauf,
dass sie klimatisiert sind.
Calma, klein und drahtig, stammt aus

Bukidnon in Mindanao, einer der ärms-
ten Gegenden des Landes. Seine Eltern
sind geschieden, seine Mutter arbeitet
bei der lokalen Kommunalverwaltung.
Sie verdient 5000 philippinische Peso im
Monat, knapp 90 Euro. Er hat drei Brü-
der und eine Schwester, sollte er die
 Ausbildung am Magsaysay-Institut beste-
hen und irgendwann auf einem Schiff
 anheuern, will er für die gesamte Familie
sorgen. An Bord könne man locker 6000
Dollar im Monat verdienen, schätzt er.
„Ich möchte meiner Mutter helfen.“
Vor kurzem hat Calma eine Reportage

über Olympiastädte gesehen. München kam
auch darin vor. Die Gegend hat ihm gut
gefallen. „Irgendwann“, sagt Calma, „will
ich meine Mutter einladen und mit ihr
eine Kreuzfahrt nach Deutschland ma-
chen. Als Gast“. Dass München nicht am
Meer liegt, weiß er nicht. JANKO TIETZ

Die Straße ist an diesem Morgen zu-
gefroren, aber der Mann radelt
trotzdem im Stehen. Er muss sich

beeilen, und das Papier in seinen Körben
ist schwer. Um halb eins in der Nacht hat
sein Wecker geklingelt. Dann hat er die
verschnürten Stapel der „Kieler Nachrich-
ten“ verteilt, jetzt sind die Briefe an der
Reihe, die er zuvor am Küchentisch sor-
tiert hat. An sechs Tagen in der Woche
geht das so, insgesamt 12 bis 14 Stunden
am Tag. Sein Lohn für diesen Doppeljob
im vergangenen Monat: rund 850 Euro.
Jochen Schneider* ist das, was seine

Chefs „Hybridzusteller“ nennen. Bundes-
weit nutzen Zeitungsverleger die Logistik
ihrer Botendienste, um der Deutschen
Post mit dem Austragen billiger Briefe
Konkurrenz zu machen. Es ist ein Wett-
bewerb, der auf Niedriglöhnen fußt.
Schneider gehört zu den Menschen, für

die die SPD im Wahlkampf gestritten 
hatte. In den Koalitionsverhandlungen
mit der Union setzten die Sozialdemo-
kraten einen flächendeckenden Mindest-
lohn von 8,50 Euro durch, und die neue
Arbeitsministerin Andrea Nahles will den
Missbrauch von Werkverträgen und Leih-
arbeit einschränken.
Doch wenn es um das eigene Geschäft

geht, scheinen die Genossen andere
Schwerpunkte zu dulden. Dann lassen sie
zu, dass Verdienste weit unter den zukünf -
tigen Mindestlohn gedrückt, Arbeitneh-
merbelange missachtet und wirtschaftli-
che Beteiligungen mit Hilfe komplizierter
Firmenkonstruktionen verschleiert wer-
den – wie in der Zustellerbranche. Über
ihre Medienholding DDVG sind die
Sozial demokraten an fünf privaten Post-
diensten beteiligt.
Zu 23,1 Prozent zum Beispiel gehört

den Genossen das Medienhaus Madsack
in Hannover. Die Verlagsgesellschaft
bringt nicht nur die „Hannoversche All-
gemeine Zeitung“ oder die „Kieler Nach-
richten“ heraus, sondern stellt über
Tochter gesellschaften auch Briefe in
Deutschland zu: mit Nordbrief in Schles-
wig-Holstein und Mecklenburg-Vorpom-
mern, der Citipost in Niedersachsen, Maz-

* Name von der Redaktion geändert.
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Genosse
Ausbeuter

Über ein Firmengeflecht ist 
die SPD an Postdiensten beteiligt.
Die Firmen zahlen nur wenige

Cent pro Brief und behindern die
Gründung von Betriebsräten.
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Kulturzentrum im „Seamen’s Village“ 
Modell für die gesamten Philippinen 



mail in Brandenburg und der sächsischen
LVZ Post. Und auch das Dresdner Druck-
und Verlagshaus, an dem die DDVG
40 Prozent der Anteile hält, betreibt einen
eigenen Postdienst.
Schmale Löhne für Briefträger gehören

überall zum Ertragsmodell. Durch sie zie-
hen die Firmen große Aufträge an Land:
Gerichte, Kommunalverwaltungen, Lan-
desbehörden und auch die Nürnberger
Bundesagentur für Arbeit. Es zählt der
niedrigste Preis. Zugleich gibt es neben
den Brief-Dachmarken ein ausgeklügeltes
Firmennetz, das trickreich verbirgt, wer
hinter den Niedriglöhnen steht.
Wenn Jochen Schneider am Morgen

seine Weste überzieht, steht auf seinem
Rücken „Kieler Nachrichten“ und auf sei-
nen Fahrradtaschen „Nordbrief“. Er „ist
angehalten, sämtliche Anstrengungen zu
unternehmen, um die Briefe zuzustellen“.
Das liest er in dem Nordbrief-Handbuch,
das ihm sein Chef gegeben hat.
Ob der geplante Mindestlohn ihm hel-

fen wird, ist fraglich. Schneider wird nicht
nach Stunden bezahlt. Er erhält einen
Stücklohn pro Brief, den er nicht genau
kennt, weil in jedem Monat ein neuer
Durchschnittswert errechnet wird. Selbst
in guten Monaten verdient er so nicht
mehr als 4,50 Euro in der Stunde. Viele
seiner Kollegen beziehen deshalb zusätz-
lich Leistungen aus Hartz IV.
Allerdings findet Schneider weder den

Kieler Zeitungsverlag noch dessen Toch-
terfirma Nordbrief auf seinen Gehalts -
zetteln wieder. Die Firmen im Briefkopf
tragen zwei unterschiedliche Namen, je-
weils Kürzel aus drei Buchstaben. Wie
sie lauten, soll nicht im SPIEGEL stehen.
Schneider hat Angst um seinen Job.
Bis vor drei Jahren hatten Nordbrief

und seine Zustellgesellschaften einen ge-
meinsamen Sitz in einem Bürogebäude

und dieselben Geschäftsführer: Horst Stöl-
ting und Volker Ehlers. GLM Gesellschaft
für Logistikmanagement mbh, WVK
 Werbe-Vertrieb-Kiel GmbH oder TVG
Transport und Vertriebs GmbH – Firmen
wie diese sind heute auf Büros im Um-
kreis verteilt und werden von ehemaligen
Angestellten geleitet.
Zu den Eigentümern der Gesellschaf-

ten gehört jetzt eine Reihe von Anwälten,
die Partner der Kieler Kanzlei Brock Mül-
ler Ziegenbein sind. Zwischen der Kieler
Verlagsspitze und etwa dem Rechtsanwalt
Ulrich Ziegenbein bestehen seit langem
Verbindungen. Er war oft als Notar für
sie tätig.
Auf dem Papier sind sie eigenstän-

dig – von ihren Gewinnen profitiert der
Verlag dennoch: Zu „marktüblichen“ Prei-
sen müssen regelmäßig Angestellte der

Zustellerfirmen von einem Tochterunter-
nehmen geschult, eingekleidet und aus-
gestattet werden. Dazu haben sie sich per
Werkvertrag verpflichtet. So wandern Er-
löse zurück in die Verlagskasse. „Das sind
Scheingesellschaften“, sagt der Ver.di-
 Gewerkschafter Thomas Domres. Verlag
und Anwälte äußern sich dazu nicht.
Die verschachtelte Firmenstruktur er-

schwert die Gründung von Betriebsräten.
Bereits vor fünf Jahren hatte Gewerk-
schafter Domres versucht, Nordbrief-Mit-
arbeitern bei der Gründung eines Be-
triebsrats zu helfen. Rund 20 Zusteller
 kamen zu einer ersten Informationsveran -
staltung im Gewerkschaftshaus. Danach
wurde Domres’ Kontaktmann im Betrieb,
Peter Zachewicz, entlassen – fristgerecht
und sofort freigestellt. Eine Abfindung
von 1500 Euro erstritt er vor Gericht.
Bei der Citipost in Hannover haben

Briefträger der Subunternehmen ähnliche
Probleme. 2011 entließ die Zeitungs-Ver-
triebs-GmbH Döhren kurzerhand ihre
 gesamte Belegschaft von 15 Zustellern,
nachdem diese einen Betriebsrat gegrün-
det hatten. Und als wenige Monate später
Mitarbeiter der Vertriebsgesellschaft im
Bezirk List denselben Plan verfolgten,
drückten ihnen Vorgesetzte einen vor -
gefassten Brief in die Hand: „Ich stehe
für den Job als Wahlvorstand nicht mehr
zur Verfügung“, stand darin. „Mehr als
die Hälfte ließ sich einschüchtern und un-
terschrieb“, sagt Hans-Uwe Behrens von
der Gewerkschaft Ver.di.
Während die Firma in List dazu heute

schweigt, gibt der Döhrener Geschäfts-
führer „wirtschaftliche Gründe“ an. Die
SPD-Medienholding streitet ihre Ver -
antwortung ab. Die Anteile der Post -
unternehmen würden „in keinem einzi-
gen Fall von der DDVG direkt gehalten“,
sagt DDVG-Geschäftsführer Jens Berend-
sen. Sie habe daher auch keinen „direk-
ten Einblick“. Ähnlich argumentiert Mad-
sack: Die Verlagsgesellschaft sei an den
Zustellgesellschaften „nur minderheitlich
beteiligt“. Deshalb sei „die Lohngestal-
tung“ ausschließlich „Sache dieser Unter-
nehmen“.
Im April dieses Jahres hatte Berendsen

den Madsack-Konzernbetriebsrat besucht.
„Man setze weiter auf Kostensenkung“,
gab er zu Protokoll. Anschließend schrieb
ein Potsdamer Betriebsrat einen Brief:
„Betreibt die SPD als Wirtschaftsunter-
nehmerin eine gegensätzliche Politik zu
ihren Aussagen als Partei?“, fragte er.
SPD-Schatzmeisterin Barbara Hen-

dricks, die nun Bundesumweltministerin
ist, antwortete im Juli darauf: Eine Ren-
dite von rund zehn Prozent sei „notwen-
dig“, um „Investitionen in Zukunftsaus-
gaben aus eigener Kraft zu finanzieren“.
Und aus dem „Drittgeschäft“ schöpften
die SPD-Verlage einen hübschen Zusatz-
ertrag: 60 Cent zu jedem klassisch ver-
dienten Euro. KRISTIANA LUDWIG

Wirtschaft
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Nordbrief-Austräger: Schmale Löhne gehören zum Ertragsmodell 

100%

23,1 %

61,2 %*

*mittelbar

Auf Kosten der
Arbeitnehmer

DDVG-
Medienholding

Madsack-Mediengruppe

formal eigenständige
Zustellerfirmen

u.a. Regionalzeitungen wie „Hannoversche 
Allgemeine“ und „Kieler Nachrichten“ (37%); 
außerdem Logistikunternehmen 
zur Briefzustellung, 
darunter 

hat in den
Koalitionsverhand-

lungen die Einführung
eines flächen-

deckenden, gesetzlichen 
Mindestlohns von

8,50 €
durchgesetzt

Durch Stücklohn-
verträge verdienen

Zusteller weniger als
5 €

pro Stunde.


